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Bauplanung / Richtlinien 
Vollzugshilfen des Bundesamts für Umwelt (BAFU) – Emissionen 
Kamine und Abluftkanäle – Fristenregelung zur Einhaltung der 
BAFU-Richtlinien – Massgeblicherklärung Gemeinde Klosters und 
Zeitpunkt rückwirkende Inkraftsetzung (B1.C/B2.C) 

Ausgangslage 

Gemäss Luftreinhalteverordnung (LRV) Art. 6 Abs. 2 müssen Emissionen durch Kamine  
oder Abluftkanäle über Dach ausgestossen werden. Die sogenannten "Vollzugshilfen des 
Bundesamts für Umwelt (BAFU)" verwenden hierbei den Begriff "Empfehlungen", welcher 
bei vielen Bauherrn und Planern zu grosser Unsicherheit hinsichtlich der Verbindlichkeit der 
Einhaltung der dort genannten Vorschriften führt. Im Vorwort zur Vollzugshilfe des BAFU 
heisst es daher ausdrücklich: "Es handelt sich um behördenverbindliche Regelungen, die 
indirekt auch für Private, Architekten, Planer, Baufachleute und Ingenieure verbindliche 
Gültigkeit haben". 

Immer wieder haben die Vollzugsbehörden hierbei die Aufgabe, nachträglich eingereichte 
Baubewilligungen für bereits erstelle Rauchabzugsanlagen beurteilen zu müssen. Die Bun-
desbehörden räumen dabei den Gemeinden ausdrücklich ein, einen gewissen Ermessens-
spielraum während einer gewissen Übergangszeit / Karenzzeit zu gewähren. In der Voll-
zugshilfe des Bundesamts für Umwelt für erstinstanzliche Entscheidungsbehörden heisst es 
wie folgt: 

"Berücksichtigen die Vollzugsbehörden diese Vollzugshilfe, so können sie davon ausgehen, 
dass sie das Bundesrecht rechtskonform vollziehen; andere Lösungen sind aber auch zu-
lässig, sofern sie rechtskonform sind". 
 
Erwägungen 

Gemäss kantonaler Umweltschutzverordnung (KUSV) heisst es unter Art. 5: 

"Für die Mindesthöhe von Kaminen und Abluftkanälen, die nicht nach der Luftreinhaltever-
ordnung berechnet werden können, sind die Empfehlungen des Bundes anzuwenden". 
 
Beschluss 

Um eine einheitliche Vollzugspraxis des Bundesumweltrechts für die Baubehörde zu schaf-
fen und nicht jeweils nach Ermessen entscheiden zu müssen, beschliesst der Vorstand der 
Gemeinde Klosters bei der Behandlung der Mindest-Höhe von Kaminen von kleineren Holz-
feuerungsanlagen (bis 70 kW) folgende Fristenregelung: 

 Feuerungsanlagen, welche vor dem Stichtag 01.01.2023 bereits gebaut / realisiert 
und durch die Feuerpolizei abgenommen wurden, können unter der Massgabe einer 




